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F-35: Pfister hofft und droht
Neuer Kampfjet wird teurer: Der Verteidigungsminister verteidigt den Bundesratsentscheid, prüft aber personelle Konsequenzen imVBS.

Christoph Bernet

50,1 Prozent Ja-Stimmen, ein
Vorsprung von gerademal 8515
Stimmen: Im September 2020
wurde die Beschaffung neuer
Kampfjets – die bislang teuerste
Anschaffung der Armee – vom
Volkhauchdünnangenommen.
FürdenErwerb«sindhöchstens
6 Milliarden Franken vorgese-
hen», schrieb der Bundesrat
damals unmissverständlich im
Abstimmungsbüchlein.

Im Juni 2021 entschied sich
dieLandesregierung für dieBe-
schaffungvon36Kampfjets vom
Typ F-35 des US-Herstellers
LockheedMartin.Dieser sei am
wirksamsten und«mit Abstand
amgünstigsten», sodieBegrün-
dung.

Über Jahre hinweg betonte
die damalige Verteidigungsmi-
nisterin Viola Amherd (Mitte),
man habe sichmit den USA auf
einen «Fixpreis» geeinigt – ein
Privileg, das die USA anderen
StaatenbeiRüstungsgeschäften
üblicherweisenicht einräumen.
Das Kostendach von 6 Milliar-
denFrankenwerdeeingehalten,
so Amherd. Zweifelnde Stim-
men, etwa von der Eidgenössi-
schen Finanzkontrolle, wurden
mithilfe von teurenAnwaltsgut-
achten beiseitegewischt.

Diese Versprechen sind nun
Makulatur.AmherdsNachfolger
undParteikollegeMartinPfister
informierte die Öffentlichkeit
vorletzten Mittwoch über eine
schlechte Nachricht beim F-35:

Es drohen Mehrkosten von bis
zu 1,3MilliardenFranken.Beim
angeblichen Fixpreis handle es
sich «aus Sicht der USA um ein
Missverständnis».

«Amerikanerhabenderzeit
anderePrioritäten»
Nun hat sich Pfister in zwei
Interviews mit «Le Matin Di-
manche» und der «NZZ am
Sonntag» erstmals ausführlich
zum F-35-Kostendebakel ge-

äussert. Er verteidigte darin
den Typenentscheid des Bun-
desrats. Selbstmit den drohen-
den Mehrkosten sei der F-35
günstiger als die anderen ge-
prüften Flugzeuge. Ausserdem
sei er «technologischweit über-
legen».

Offiziell hält der Bundesrat
an derGültigkeit des Fixpreises
fest und strebt eine diplomati-
sche Lösung an. Verteidigungs-
minister Martin Pfister hofft

weiterhin, dass sichdie Schweiz
und die USA «preislich finden
können», wie er der «NZZ am
Sonntag» sagte.

Er zeigte sich offen dafür,
persönlich in dieUSA zu reisen,
um entsprechende Gespräche
zu führen: «Wir wollen rasch
Klarheit schaffen.Das hängt je-
doch von den Amerikanern ab,
unddiehabenderzeit auchnoch
andere Prioritäten.» Den vom
VolkbewilligtenKostenrahmen

von6MilliardenFrankenwerde
er «selbstverständlich respek-
tieren», sagtePfister.EineMög-
lichkeit sei es, weniger als die
geplanten 36 Kampfflugzeuge
zu beschaffen. Einen solchen
Schritt halten auch Sicherheits-
politiker verschiedener Lager
für einen gangbaren Ausweg.
Gegenüber der «Sonntags-Zei-
tung» signalisierten etwa Josef
Dittli (FDP/UR), Thomas Hur-
ter (SVP/SH)oderPriskaSeiler-
Graf (SP/ZH) ihre Unterstüt-
zung.

Ein Teil der drohenden
MehrkostenkönntegemässVer-
teidigungsministerMartin Pfis-
ter auch im Inland eingespart
werden:«Eventuellmüssenwir
auch bei den Offsetgeschäften
in der Schweiz Abstriche ma-
chen.» Denn diese verteuerten

die Beschaffung zusätzlich. Al-
lerdings: Die Aufträge für die
heimische Industrie waren
ebenfalls ein wichtiges Argu-
mentdesBundesrats imAbstim-
mungskampf, was zum hauch-
dünnen Ja beigetragen haben
dürfte.

Er bedauere die ganze Ent-
wicklungnatürlich, sagteMartin
Pfister in der «NZZ am Sonn-
tag»zumKostendebakel:«Mein
Ziel ist es,mitTransparenzVer-
trauen wiederherzustellen.» Er
lasse derzeit alle Beschaffungs-
projekte durchleuchten und
werde anschliessend offen
darüber informieren. Und er
schliesst einKöpferollenbeiden
Verantwortlichennicht aus. «Es
kann sein, dass sich dabei auch
dieFragenachpersonellenKon-
sequenzen stellt.»

Gastbeitrag: Worum es bei den neuen Verträgen mit der EU geht, 4. Teil

Die Schutzklausel und die Rechte der EU-Bürger in der Schweiz
Das Freizügigkeitsabkommen
von 1999 hat das Zuwande-
rungsregime revolutioniert.
Menschen aus der Schweiz und
der EUdürfen sich in der
anderen Vertragspartei frei
bewegen und aufhalten. Sie
müssen aber nachweisen, dass
sie arbeiten oder über ausrei-
chende finanzielleMittel verfü-
gen und krankenversichert
sind. Sie dürfen ihre Familie
mitnehmen.

Heute lebenmehr als 1,5
Millionen EU-Bürgerinnen
und EU-Bürger in der Schweiz.
Über 400’000Grenzgänger
arbeiten bei uns. Die Zuwan-
derung hängt engmit dem
Arbeitsmarkt zusammen.
Zwei von drei in der Schweiz
neu zugelassenen Ärzte haben
ihre Ausbildung in der EU
gemacht. Nur etwasmehr als
2 Prozent der zugewanderten
EU-Bürger sind auf Sozialhilfe
angewiesen. Über wirtschaft-
liche Belange hinaus berei-
chern Personen aus der
EU unser Leben in der
Schweiz.

Umgekehrt profitieren auch
Schweizerinnen und Schweizer
von der Freizügigkeit. Deutlich
mehr als dieHälfte der über
800’000 Schweizerinnen und
Schweizer, die imAusland

wohnen, leben in der EU.
Darunter allerdings vielemit
doppelter Staatsbürgerschaft.
Nun soll das Freizügigkeitsab-
kommenweiterentwickelt
werden.

Unionsbürgerrichtlinie
Die Schweiz übernimmtTeile
der Unionsbürgerrichtlinie der
EU.Diese Richtlinie gilt in der
EU seit 2004 und konkretisiert
die in den EU-Verträgen ge-
währleisteten Freizügigkeits-
rechte der EU-Bürgerinnen
undEU-Bürger. Dabei hat sich
die Schweiz Ausnahmen
ausbedungen.

DasDaueraufenthaltsrecht
wird in der Schweiz grundsätz-
lich nur Personen gewährt,
welche erwerbstätig sind. Die
Zuwanderung bleibt arbeits-
marktorientiert.Weiter über-

nimmt die Schweiz imBereich
der Landesverweisung von
ausländischen Straftätern
keine neuenRegeln, welche
über das geltende Freizügig-
keitsabkommen hinausgehen.
Der Bundesrat geht davon aus,
dass die Praxis des Bundesge-
richts zur Landesverweisung
auf derGrundlage der 2010
angenommenenAusschaf-
fungsinitiativeweitergeführt
werden kann.

Die Frist für eineNiederlas-
sungsbewilligung beträgt neu
für alle EU-Bürger in der
Schweiz wie auch für Schwei-
zer imEU-Ausland fünf Jahre.
Dieweiteren Integrationsvor-
aussetzungenwie Kenntnisse
einer Landessprache gelten
davon unabhängigweiter.

Studenten
Das Freizügigkeitsabkommen
regelt weder den Zugang von
Studierenden zu denUniversi-
täten noch die Vergabe von
Stipendien. Neu verpflichten
sich die Schweiz und die EU,
Studierende aus den EU-Mit-
gliedstaaten und der Schweiz
in Bezug auf Studiengebühren
gleich zu behandeln. Dies
bedingt Anpassungen der
Gebührenmodelle etwa an der
ETHZürich und derUniversi-
tät St. Gallen.

Schutzklausel
Das Freizügigkeitsabkommen
enthält eine Schutzklausel.
Sofern die Zuwanderung zu
schwerwiegendenwirtschaftli-
chen oder sozialen Problemen
führt, beschliessen die EUund
die Schweiz gemeinsamüber
Massnahmen. Von dieser
Klausel wurde noch nie
Gebrauch gemacht.

Nunwird dasVerfahren zur
Aktivierung der Schutzklausel
neu konzipiert. Sofern die EU
einer von der Schweiz vorge-
schlagenenMassnahmenicht
zustimmt, kann die Schweiz ein
Schiedsgericht anrufen.Dieses
prüft, ob die Voraussetzungen
für ihrenErlass erfüllt sind. Vor
einemSchiedsgericht können
allerdings nur schwerwiegende
wirtschaftliche Probleme
geltend gemachtwerden.
Sofern eine rechtmässig ergrif-
feneMassnahme einUngleich-
gewicht bewirkt, kann die EU
verhältnismässigeAusgleichs-
massnahmen imBereich der
Personenfreizügigkeit erlassen.

Der Bundesrat schlägt der
Bundesversammlung vor, die
Auslösung der Schutzklausel
zu prüfen, wenn Schwellen-
werte überschrittenwerden
oder Indikatoren einen solchen
Schritt nahelegen, etwa in

Bezug auf die Zuwanderung,
die Arbeitslosigkeit, den
Verkehr oder denWohnungs-
markt. So könnte etwa die
Nettozuwanderung ins Ver-
hältnis gesetzt werden zur
Wohnbevölkerung. Der Bun-
desrat nennt alsmögliche
Zielgrösse 0,74 Prozent, womit
aktuellMassnahmen bei einer
jährlichen Zuwanderung von
67’000Personen aus der EU
geprüft werdenmüssten.

DieNeugestaltung der Schutz-
klausel ist ein Verhandlungs-
erfolg der Schweiz.Die EUhat
zumindest bei schwerwiegen-
denwirtschaftlichenProble-
men keinVetorechtmehr.
Gleichzeitig ist dieHürde für
eine vertragskonformeAktivie-
rung der Schutzklausel weiter-
hinmerklich hoch – unddie
Personenfreizügigkeit ein
Grundpfeiler der europäischen
Integration. Es ist offen,wie die
EUauf eine Einschränkung von
Freizügigkeitsrechtendurchdie
Schweiz reagierenwird.

KeinepolitischeTeilhabe
Die EU-Verträge gewähren den
EU-Bürgern politische Rechte.
Sie können an denWahlen zum
Europäischen Parlament und
anKommunalwahlen im
EU-Mitgliedstaat teilnehmen,
in dem sie leben.

Weder das Freizügigkeitsab-
kommen noch dieUnionsbür-
gerrichtlinie enthalten solche
Rechte. Die Schweiz über-
nimmt in diesemBereich keine
neuen Pflichten.

Dynamisierung
Die neuen institutionellen
Regeln, welche in alle Binnen-
marktabkommen eingefügt
werden, sind auch auf das
Freizügigkeitsabkommen
anwendbar. Die Schweiz und
die EU verpflichten sich, neue
Rechtsakte der EU imGel-
tungsbereich des Abkommens
dynamisch zu übernehmen,
vorbehältlich der vereinbarten
Ausnahmen. Streitigkeiten
werden imRahmen der
ordentlichen Streitbeilegung
ausgefochten.

Damit wird die Rechtssicher-
heit erhöht. Gleichzeitig findet
eineweitere Integration der
Schweiz in das Systemder
Personenfreizügigkeit der EU
statt.

Matthias
Oesch
ist Professor für
Europarecht
an der Uni-
versität Zürich.

VBS prüft Abbruch des Drohnenprojekts

2015 bewilligte das Parlament
die Beschaffung von sechs un-
bewaffneten Aufklärungsdroh-
nen vomTypHermes-900. Diese
hätten 250 Millionen Franken
kosten und bis Ende 2019 ein-
satzbereit sein sollen. Zwar sind
fünf der sechs bestellten Droh-
nen unterdessen in der Schweiz,
aber zentrale Funktionen fehlen
weiterhin. Die Gesamtkosten
dürften auf 300 Millionen stei-
gen – dasmeisteGeld ist bereits
geflossen. Der unbegleitete Ein-

satz der Drohnen dürfte erst
2029 möglich sein. Bei einem
Treffen mit dem VBS Ende Juni
kündigte die israelischeHerstel-
lerfirma Elbit weitere Verzöge-
rungen an. Nun prüft Verteidi-
gungsminister Martin Pfister
einenAbbruch des Projekts: «Wir
sind definitiv an einemPunkt an-
gelangt, wo wir uns überlegen
müssen, ob sie sich überhaupt
noch realisieren lässt.» Ein Ent-
scheid soll bis Ende Sommer
fallen. (cbe)

VerteidigungsministerMartin Pfister (kleinesBild) hofft auf eine Einigungmit denUSAbei den drohenden
Mehrkosten für den neuen F-35-Kampfjet (hier beim Testflug in Payerne VD). Bilder: Keystone


